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AFGHANISTAN

Dinge, diei mKrieg passieren

Währendin Bonn über
eine Koalitionsregierung

verhandelt wurde,
stecktenin Afghanistan

Warlordsund
ausländische Mächte

ihre Clai msab.

Kaum zeichneten sich auf
der Afghanistan−Konferenz in
Bonn Fortschritte ab, kam
schon Störfeuer aus Kabul.
"Die Monarchieist ausgestor-
ben wie die Dinosaurier", er-
klärte der islamistische
Warlord Burhanuddin Rabba-
ni amFreitag zu den Plänen,
demEx−König Zahir Schah ei-
neführende Rolleineiner Ko-
alitionsregierung zu geben.
Die Entsendung einer UN−
Friedenstruppe, auf die sich
die Delegiertenin Bonn gera-
de geeinigt hatten, erklärte
Rabbani für überflüssig. Eine
kleine Zahl von Blauhelmsol-
daten dürfe aus dem Exil
zurükkehrende afghanische
Politiker schützen, die umih-
re Sicherheit besorgt seien,
aber "mehr wird nicht benö-
tigt". Auch Ismail Khan, des-

sen Truppen die westafghani-
sche Stadt Herat und die um-
liegenden Provinzen kontrol-
lieren, will sich nicht in sei-
nen Herrschaftsbereich hin-
einreden lassen. "Jede Regie-
rung und jede Führung, die
dem afghanischen Volk von
ausländischen Staaten auf-
gezwungen wird, wäre nicht
in der Lage, sichlange zu hal-
ten", prophezeite er in einem
Interviewmit demarabischen
Fernsehsender al−Jazeera.
Die Starrköpfigkeit ihrer

Anführer bringt die Nordalli-
anz in die Gefahr einer Spal-
tung. In Bonn wird sie über-
wiegend von einer schmalen
Schicht von Politikern vertre-
ten, die an einer Verhand-
lungslösunginteressiert sind.
Sollte sich die von der Uno
und dem Westen propagierte
Koalitionsregierung durchset-
zen, würde dasihre Macht ge-
genüber den Militärkomman-
danten stärken und es ihnen
ermöglichen, sich mit den in
Aussicht gestellten westli-
chen Hilfsgeldern als Vertre-
ter einer neuen Ordnung zu
profilieren.

Demokratie neu
entdeckt
Yunis Qanuni, der Innnen-

minister der Nordallianz, will
nun nötigenfalls auch ohne
dieZusti mmungder Komman-
danten eine Übergangsregie-
rung bilden. "Wir hoffen, dass
Rabbani die gegenwärtige
Situation versteht und dieIn-
teressen der Bevökerung be-
rücksichtigt", erklärte er am
Samstag. "Wenn das nicht ge-
schieht, können wir uns nur
an die Bevölkerung wenden
undihr Votumsuchen." Auch
Rabbani hat seine Liebe zur
Demokratie entdeckt undfor-
dert, diezukünftige politische
Führung müsse von der Be-
völkerung gewählt werden.

Doch von derfür Wahlen not-
wendigen politischen Stabi-
litätist Afghanistannoch weit
entfernt. Wenn es zu einer
Konfrontation kommt, haben
die Warlords bessere Karten,
dennsiesindes, die die Trup-
pen besolden und kontrol-
lieren.
Die politische Schicht um

Qanuni und Außenminister
Abdullah Abdullah stammt
überwiegend aus der Umge-
bung Ahmad Schah Mas-
souds, des einzigen Komman-
danten der Nordallianz, der
sich umden Aufbaueiner po-
litischen Organsiation und ei-
ner rudi mentären Verwaltung
bemüht hat. Doch Massoud
starb MitteSeptember anden
Folgen eines Attentats. Die
unter ihmaufgestiegenen Po-
litiker haben in Afghanistan
nieeineunabhängigePosition
vertreten. Erst bei den Bon-
ner Verhandlungen, außer-
halb der Kontrolle ihrer
Warlords, wurden sie mutiger
- offenbarinder Hoffnung, bei
ihrer Rückkehr voneinerstar-
ken ausländischenInterventi-
onsmacht unterstützt zu wer-
den.
Nur so könnten sie die

Macht erringen, denn jede
Zentralregierung müsste in
der Lage sein, die Kriegsher-
renzurückzudrängen. Für die-
sen Zweck, in den von ihnen
kontrolliertenGebietenSolda-
ten für eine nationale Armee
zu rekrutieren, dürfte kaum
möglich sein. Dass in Bonn
kaumVertreter aus densüdli-
chen Landesteilen vertreten
sind, wo sich nach demZer-
fall der Taliban−Herrschaft ei-
ne Reihe neuer bewaffneter
Franktionen gebildet hat,
wird die Etablierung einer
Zentralregierung ebenfalls
nicht erleichtern.
UmSicherheit in Afghanis-

tan herzustellen, so Klaus
Reinhardt, ein ehemaliger

Der Machtpoker umAfghanistan verzögerte den Abschluss der Bonner Konferenzerheblich. (Foto: info version)

Bundeswehrgeneral undKom-
mandant der Nato−Truppen
im Kosovo, sei eine schwer
bewaffnete Truppevon60.000
bis 100.000 Soldatenerforder-
lich. Keine UN−Mission zählte
bisher mehr als 20.000 Solda-
ten. Doch nicht nur hohe Ko-
sten und Risiken stellen ein
solches Unternehmen in Fra-
ge. Neben den Warlords stec-
kenauch Nachbarstaatenund
Regional mächte ihre Clai ms
in Afghanistan ab. Unter ih-
nen Russland, ein ständiges
Mitglied des UN−Sicherheits-
rates.

Russen erwünscht
Fast gleichzeitig mit dem

Beginn der Bonner Afghanis-
tan−Konferenz landeten russi-
sche Truppen in Kabul. Und
im Gegensatz zu den briti-
schen Soldaten, deren Statio-
nierung zu heftigen Protesten
der Nordallianz führte, schei-
nen sie willkommen zu sein.
"Diese Aktion wurde auf An-
frage des Islamischen Staates
von Afghanistan ausgeführt",
erläuterte der russische Prä-
sident Wladi mir Putin. Und
dessen Präsident ist nochi m-
mer Rabbani.
Russland will seinen Ver-

bündetenvonder Nordallianz
zumindest eine starke Positi-
onin einer zukünftigen Regie-
rung sichern. Den Warlords
den Rücken zu stärken, soll
möglicherweise auch verhin-
dern, dass eine neue afghani-
sche Regierung sich mit den
finanzkräftigeren USAverbün-
det und dass die Pläne, eine
Pipeline durch Afghanistan
nach Mittelasien zu bauen,
wieder aufgelegt werden. Die
von der Moscow Times zu
diesem Thema eingeholten
Einschätzungen der Experten
diverser Think Tanks aller-
dings differieren. "Russland
wollte, dass alle Gas− und Öl-
pipelines durch russisches
Gebiet laufen", meint Alexej
Malaschenko vom Moscow
Carnegie Center, "jetzt könnte
eine neue Linieineineandere
Richtung geöffnet werden."
Dem widerspricht Stephen
O'Sullivan von der United Fi-
nancial Group: "Ich wäre
überrascht, wenn die USA
nach 20 Jahren Krieg eine Pi-
peline durchAfghanistanbau-
en wollten."
Tatsächlich gibt es bislang

keine Hinweise darauf, dass
der Bau einer Pipeline Prio-
ritätfür die US−Politikhat. Nur
nahe Kandaharist einegröße-
re Zahl von US−Soldaten sta-
tioniert, am Montag landeten
Elitetruppen auch in Jalala-
bad. In einemder beiden Ge-
biete sollen sich Osama bin
Laden und andere führende
al−Qaida−Mitglieder aufhalten.
An einer Truppenpräsenz in
Kabul zeigt man kein Interes-
se, und zur Stationierungrus-
sischer Truppeninder Haupt-
stadt erklärte US−Außenmi-
nister Colin Powell: "Ich bin
nicht beunruhigt."
Auch in diplomatischer

Hinsicht haben die USAStaa-
ten das Feld überlassen, de-
renInteressenin der Pipeline−

Frage nicht mit den ihren
übereinsti mmen. Anders als
die USA hat beispielsweise
Deutschland nie einInteresse
daran gezeigt, Russland und
den Iran vom Geschäft mit
den Energievorräten Mittela-
siens auszuschließen. Und
selbst gegen die iranischen
Versuche, über die in Bonn
vertretene so genannte Zy-
pern−Gruppe Einfluss auf die
Regierungsbildung in Afgha-
nistanzu nehmen, hat die US−
Regierung bislangnicht oppo-
niert. MohammadJalil Shams,
ein Vertreter der Zypern−
Gruppe, forderte eine führen-
de Rollefür Deutschlandinei-
ner UN−Friedenstruppe.
Bundeskanzler Gerhard

Schröder hat nochetwas Zeit,
darüber nachzudenken, ob
dies wirklich eine günstige
Gelegenheit ist, sich in der
Weltpolitik als Interventions-
macht zu profilieren. Dennin
einem Punkt vertritt die US−
Regierung eine sehr entschie-
dene Haltung: Eine UN−Trup-
pe soll erst dann stationiert
werden, wenn die Militärak-
tionen abgeschlossen sind.
Offenbar möchte man sichin
der entscheidenden Phase
des Kampfes gegen al−Qaida
nicht von Uno−Vertretern stö-
ren lassen, die auf einer Be-
achtung des Kriegsrechts be-
stehen könnten. Mary Robin-
son, die UN−Hochkommissa-
rin für Menschenrechte, hat
bereits eine Untersuchung
des Gefangenenaufstandes
nahe Mazar−i−Sharif gefordert.
An dessen Niederschlagung,
bei der Anfang vergangener
Woche mehrere hundert Ge-
fangene starben, hatten sich
auch Truppenund Kampfflug-
zeuge der USAbeteiligt.
Dass es in der Festung des

Kommandanten Rashid Dos-
tumtatsächlichzueinemAuf-
stand gekommen war, wurde
von unabhängigen Beobach-
tern bestätigt. Doch einige
Leichen wurden mit auf den
Rücken gefesselten Händen
gefunden, der Ti mes−Korres-
pondent Oliver August be-
richtetevonenthauptetenTo-
ten. "Es gibt viele unbeant-
wortete Fragen", erklärte Ro-
binsons Sprecher Jose Diaz.
Die Regierungen der USAund
Großbritanniens sehen das
anders. "Solche Dinge passie-
ren im Krieg", kommentierte
Peter Hain, ein Mitarbeiter
des britischen Außenministe-
riums, "wir sehen keine Not-
wendigkeit für eine Untersu-
chung." Vertreter der Nordal-
lianz sind da aufgeschlosse-
ner. "Wir warten darauf, dass
die Delegation von Amnesty
International ihre Untersu-
chung beginnt", erklärte Said
Hassan Musli mvon der Hara-
kat−i−Islami.
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Wer über den Afganistan-
Krieg, die US-Terrorpolitik
oder die Rolle der EUim
Kampfgegen den Terrorismus
diskutieren will, kann diesin
unseremInternet-Forumtun.
www.forum. woxx.lu
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Provisorische Regierung gebildet
Das Abschlussdokument der Afghanistan−Konferenz ist
unterzeichnet. Die Unterhändler−Gruppen ei ni gten sich am
vergangenen Dienstag darauf, das Amt des Ministerpräsi-
denten übergangsweise an den gemäßigten Paschtunen−
Führer Hamid Karzai zu vergeben. Über die genaue Vertei-
l ung der Ministerposten des 29−köpfi gen Kabi netts konnte
man sich bisher nicht ei ni gen. I mmerhin sollen dari n erst-
mali g auch zwei Frauen vertreten sein. Spätestens i n zwei
Jahren soll das afghanische Volk, auch die Frauen, i hre
politische Vertretung frei und demokratisch wählen kön-
nen. Für den Verhandl ungserfol g entschei dend waren ver-
mutlich auch von der i nternati onalen Staatengemeinschaft
angekündigte wirtschaftliche Hilfen für den Wiederaufbau.
Was wie ei n historischer Erfol g kli ngt, hat jedoch ei nen
Haken: Afghanistans amtierender Präsi dent Rabbani hat
den Beschl üssen bisher nicht zugesti mmt. Somit steht
auch kei n konkretes Datum für die Machtübergabe fest.
Da Rabbani die Konferenz wiederholt bl ockiert hatte und
seine künfti ge Rolle i n der Regierung Afghanistans noch
unklar ist, halten BeobachterI nnen ei ne Absage Rabbanis
dem ausgehandelten Kompromiss gegenüber auch
weiterhi n für möglich.
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